
9. 
Die Gemeindevertretung des Ostseebades Koserow hat die zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 21 
„Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ostseebad Koserow vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit, Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden am ................ geprüft. 
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
10. 
Der katastermäßige Bestand am ................  wird als richtig dargestellt bescheinigt. 
Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur 
grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab ................ vorliegt. Regressansprüche 
können nicht abgeleitet werden. 
 
Ostseebad Zinnowitz (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur 
 

VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. 
Die Gemeindevertretung des Ostseebades Koserow hat am 18.07.2022 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ gefasst. 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch Veröffentlichung im „Use-
domer Amtsblatt“ am 24.08.2022 und im Internet unter der Adresse http://www.amtusedom.de und 
dort unter dem Link „Bekanntmachungen“, Gemeinde Koserow. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
2. 
Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 Abs. 1 LPIG M-V beteiligt 
worden. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
3. 
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ost-
seebad Koserow mit Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B), Begründung und Checkliste für die Umweltprü-
fung hat in der Zeit vom 22.11.2023 bis zum 29.12.2023 während folgender Zeiten: 
 
montags, mittwochs und    
donnerstags   von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 13.00 Uhr - 15.00 Uhr und 
dienstags   von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 13.00 Uhr - 18.00 Uhr und 
freitags    von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr   
 
nach § 3 Abs. 1 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung  ist mit dem Hinweis, dass Stel-
lungnahmen während der Auslegungsfrist  von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift  vorgebracht 
werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen  bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ostseebad Koserow 
unberücksichtigt  bleiben  können, durch  Veröffentlichung  im „Usedomer Amtsblatt“ am  15.11.2023, 
im Bau- und Planungsportal M-V und und im Internet  unter der Adresse http://www.amtusedom.de 
und dort unter dem Link „Bekanntmachungen“, Gemeinde Koserow, ortsüblich bekanntgemacht wor-
den. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
 
4. 
Die von der Planung berührten Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemein-
den sind mit Schreiben vom 22.11.2023 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 

Ermächtigungsgrundlage  
Aufgrund des  § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. I Nr. 394), des § 86 der 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) vom 15.10.2015 (GVOBl. M-V, S. 344), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26.06.2021 (GVOBl. M-V S. 1033),  und des § 11 Abs. 3 des Gesetzes über 
Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz -BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 
2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240), wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung Ostseebad Koserow vom .............. der Bebauungsplan 
Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“, bestehend aus der Planzeichnung  (Teil A ) und dem Text 
(Teil B), als Satzung erlassen: 
 

11. 
Der Bebauungsplan Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ostseebad Koserow mit 
Planzeichnung (Teil A) und Text (Teil B) wurde am ................  von der Gemeindevertretung des 
Ostseebades Koserow als Satzung beschlossen.  
Die Begründung einschl. Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 21 „Wohngebiet südlich des 
Triftweges“ der Gemeinde Ostseebad Koserow wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung des 
Ostseebades Koserow vom ................  gebilligt. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
12. 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ost-
seebad Koserow mit Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B) und Begründung einschl. Umweltbericht wird 
hiermit ausgefertigt. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
13. 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ost-
seebad Koserow mit Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B), Begründung einschl. Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu 
erhalten ist, sind durch Veröffentlichung im „Usedomer Amtsblatt“ am ................ bekanntgemacht wor-
den. In der Bekanntmachungsfrist ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens - und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) 
und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) und auf die Best-
immungen des § 5 Abs. 5 (Kommunalverfassung - KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16.05.2024 (GVOBl. M-V 2024, 270), hingewiesen worden. 
Ergänzend wurden die Bekanntmachung sowie die endgültig ausgefertigten Planunterlagen „Wohn-
gebiet südlich des Triftweges“ im Bau- und Planungsportal M-V und im Internet auf der Homepage des 
Amtes Usedom Süd unter der Adresse http://www.amtusedom.de und dort unter dem Link „Ortsrecht“, 
„Gemeinde Koserow“ eingestellt. 
 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ost-
seebad Koserow ist mit Ablauf des ................ in Kraft getreten. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den  
 
 
Der Bürgermeister 
 
 

5. 
Die Gemeindevertretung des Ostseebades Koserow hat die zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 
21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ostseebad Koserow vorgebrachten 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit, Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden am 03.02.2025 geprüft. 
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
6. 
Die Gemeindevertretung des Ostseebades Koserow hat am 03.02.2025 den Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde Ostseebad Koserow mit 
Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B) und Begründung einschließlich Umweltbericht beschlossen und zur 
Auslegung bestimmt. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
7. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde 
Ostseebad Koserow mit Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B) und Begründung einschließlich 
Umweltbericht sowie den nach Einschätzung der Gemeinde Ostseebad Koserow wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, hat in der Zeit vom 03.03.2025 bis zum 04.04.2025 
während folgender Zeiten: 
 
montags, mittwochs und    
donnerstags   von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 13.00 Uhr - 15.00 Uhr und 
dienstags   von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 13.00 Uhr - 18.00 Uhr und 
freitags    von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr   
 
nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung  ist mit dem Hinweis, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist  von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift  
vorgebracht werden können und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen  bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan Nr. 21 „Wohngebiet südlich des Triftweges“ der Gemeinde 
Ostseebad Koserow unberücksichtigt  bleiben  können, durch  Veröffentlichung  im „Usedomer 
Amtsblatt“ am  19.02.2025, im Bau- und Planungsportal M-V und und im Internet  unter der Adresse 
http://www.amtusedom.de und dort unter dem Link „Bekanntmachungen“, Gemeinde Koserow, 
ortsüblich bekanntgemacht worden. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
 
8. 
Die von der Planung berührten Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom .................. zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 
worden. 
 
Ostseebad Koserow (Mecklenburg-Vorpommern), den 
 
 
Der Bürgermeister 
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TEXT (TEIL B) 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen  
 
1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO, § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO) 
Festgesetzt wird das Allgemeine Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO. 
Entsprechend den differenzierten Nutzungsabsichten erfolgt die Unterteilung in die Baugebiete  WA 1 bis  
WA 4. 
(1)  
Gemäß § 4 Abs. 1 BauNVO dienen Allgemeine Wohngebiete vorwiegend dem Wohnen. 
(2)  
Zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO:  

1. Wohngebäude, 
In den Wohngebäuden sind gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO nur Wohnungen, die der 
dauerwohnlichen Nutzung durch Personen dienen, die ihren Lebensmittelpunkt in der 
Gemeinde Ostseebad Koserow haben, nicht hingegen Zweitwohnungen, zulässig.  

2.  Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
(3) 
Ausnahmsweise zulässig sind  
- im WA 4 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO. 
- Räume für freie Berufe gemäß § 13 BauNVO. 
- die der Ver- und Entsorgung des Plangebietes dienenden Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 

BauNVO. 
(4) 
Nicht zulässig sind 
- in WA 4 Wohngebäude gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften gemäß § 4 

Abs.  2 Nr. 2 BauNVO 
- in den WA 1 – WA 3 nicht störende Handwerksbetriebe gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO 
- Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Nr.  1.  bis 5. BauNVO zur Errichtung von 

- Betrieben des Beherbergungsgewerbes, 
- in WA 1 bis WA 3 sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben, 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetrieben,  
- Tankstellen. 

- Ferienwohnungen gemäß § 13a BauNVO.   
Der Ausschluss von Ferienwohnungen erfolgt auf Grundlage des § 1 Abs. 6 BauNVO i.V.m. § 4 
Abs. 3 Nr.  1 und 2 BauNVO aus städtebaulichen Gründen und zur Wahrung der allgemeinen 
Zweckbestimmung des Baugebietes. 

- Nebenanlagen für die gewerbsmäßige Kleintierhaltung im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO. 
 
2. Überbaubare Grundstücksflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 BauNVO) 
(1) 
Die festgesetzten Baugrenzen können durch folgende Gebäudeteile überschritten werden: 

- Treppenanlagen, Balkone und Dachüberstände  in einer Tiefe von maximal 1,50 m und 
- Terrassenflächen. 

(2) 
Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO werden auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Nebenanlagen 
gemäß § 14 BauNVO  zugelassen.  Dies gilt auch für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in 
den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können. 
Einschränkung: 
In einem Abstand von 7 m zur südlichen Plangebietsgrenze sind keine Nebenanlagen gemäß § 14 
BauNVO oder sonstige bauliche Anlagen zulässig. 
 
3. Festsetzungen für Stellplätze, Carports und Garagen   

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO) 
(1) 
Zulässig  sind  nur  nichtüberdachte Stellplätze. 
(2) 
Unzulässig sind Carports und oberirdische Garagen. 
 
4. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
Je Wohngebäude werden folgende Kapazitäten zugelassen: 
WA 1 maximal neun Dauerwohnungen 
WA 2 maximal acht Dauerwohnungen 
WA 3 maximal drei Dauerwohnungen  
 
5. Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude errichtet werden dürfen, die für 

Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf bestimmt sind 
 (§ 9 Abs. 1 Nr.  8 BauGB) 
(1) 
Im WA 2 werden nur Wohngebäude  zugelassen, die zu mindestens 75 % ausschließlich altersgerechte 
und barrierearme Mietwohnungen aufweisen. 
(2) 
Im WA 3 werden  nur Wohngebäude  zugelassen, die ausschließlich Mietwohnungen für besondere 
Wohnformen wie z.B. Kinder- und Jugendwohngruppen und Wohngruppen für Auszubildende aufweisen. 
 
6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr.  20 BauGB)  

Der sich entlang der südlichen Plangebietsgrenze befindende Baumbestand ist vor jeglichen 
Beeinträchtigungen oder Schädigungen zu schützen. Insbesondere im Zuge der Bauausführung sind 
Maßnahmen des Baumschutzes einzufordern. Im Wurzelbereich der Bäume sind Bodenauffüllungen,  
-verdichtungen und -abgrabungen nicht zulässig. Der Kronentraufbereich der Bäume ist von 
erforderlichen Bodenauffüllungen auszunehmen. 
 
7. Maßnahmen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  
        (§ 9 Abs. 1 Nr.  25 a BauGB) 
(1) 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind als Vegetationsflächen anzulegen und gärtnerisch zu 
gestalten. 
(2) 
In der öffentlichen Grünfläche mit Zweckbestimmung Spielplatz sind drei Bäume nachfolgender 
Artenauswahl in der Pflanzqualität Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. 
 

Botanischer Name Deutscher Name 
Aesculus x carnea Rotblühende Kastanie 
Juglans regia Walnuss 
Malus floribunda Vielblütiger Apfel 
Sorbus aucuparia Eberesche 

 
 
8. Maßnahmen für Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern  
(§ 9 (1) Nr. 25 b) BauGB) 

Die anzupflanzenden Bäume sind auf Dauer zu erhalten und bei Abgang durch Ersatzpflanzungen 
derselben Art und Qualität zu ersetzen.  
 
9. Höhenlage baulicher Anlagen und bauliche Nutzung von Grundstücken für 

übereinanderliegende Geschosse und Ebenen sowie sonstiger Teile baulicher Anlagen  
 (§ 9 Abs. 3 BauGB) 

i. V. m.  
Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen 
oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich 
sind  
(§ 9 Abs. 5 BauGB) 

Aus Gründen des Hochwasserschutzes sind folgende Maßnahmen umzusetzen: 
(1) 
Für bauliche  Anlagen ist  eine   Standsicherheit   gegenüber Wasserständen  bis  2,10 m NHN  
(BHWalt Achterwasser 2011-2021) sicherzustellen. 
(2) 
Für die Wohngebäude ist der Ausschluss einer Überflutungsgefährdung bei Wasserständen bis mindestens 
2,10 m NHN mittels baulicher Vorkehrungen (z.B. Geländeerhöhung, Festlegung der Fußbodenoberkante, 
Verschluss-einrichtungen in Gebäudeöffnungen, wasserdichtes Mauerwerk) zu gewährleisten. 
(3) 
Bei der Errichtung elektrotechnischer Anlagen sowie der etwaigen Lagerung wassergefährdender Stoffe  
ist eine Sicherheit bei Wasserständen  bis mindestens 2,10 m NHN zu beachten. 
 

III. Naturschutzrechtliche Regelungen auf der Grundlage  
des § 11 Abs. 3 BNatSchG  i.V.m. dem Artenschutz  

(1) 
Die Bestimmungen des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG sind zu beachten. Durch die 
Baumaßnahmen dürfen keine Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten der gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 
Nr. 14 BNatSchG geschützten heimischen, wildlebenden Tierarten entnommen, beschädigt oder zerstört 
werden.  
(2) 
Um erhebliche Störungen, Verletzungen und Tötungen von möglichen Brutvögeln zu vermeiden, sind 
erforderliche Gehölzrodungen ausschließlich im Zeitraum 1. Oktober bis 28. Februar des nachfolgenden 
Jahres durchzuführen. Gerodete Gehölze sind innerhalb von fünf Tagen abzufahren und dürfen nicht 
zwischengelagert werden, um Kleintieren keine Ansiedlungsmöglichkeiten zu bieten. 
(Vermeidungsmaßnahme VM 1) 
(3) 
Um Tötungen und Verletzungen von in das Plangebiet wandernden Amphibien zu vermeiden, ist das 
Plangebiet vor Beginn der Baumaßnahmen oder bauvorbereitenden Arbeiten mit einem 
Amphibienschutzzaun zu umstellen. Durch einen Sachverständigen sind die Amphibien aus dem 
Plangebiet abzusammeln und in umliegende Habitate zu verbringen. Zusätzlich sind selbstleerende 
Fangeimer, d.h. Fangeimer mit einem Rohrdurchlass nach außen unter den Schutzzaun hindurch, 
einzusetzen. Nach Freigabe durch den Sachverständigen können die Baumaßnahmen durchgeführt 
werden. Der Zaun muss bis zur Fertigstellung einer dauerhaften Leiteinrichtung erhalten bleiben. 
(Vermeidungsmaßnahme VM 2) 
(4) 
Entlang der Geländeauffüllungen und Befestigungen an der nördlichen, westlichen und südlichen 
Grenze des Plangebietes sind dauerhafte Leiteinrichtungen für Amphibien zu errichten. Das Einwandern 
in das Plangebiet wird somit verhindert und es werden die Amphibien in die südlich des Plangebietes 
gelegenen Laichgewässer geleitet. (Vermeidungsmaßnahme VM 3). 
(5) 
Individuenverluste durch Kollision von Vögeln insbesondere mit großen Glasflächen sind zu vermeiden, 
indem für Neubauten reflexionsarmes Glas (entspiegelte Gläser mit einem Außenreflexionsgrad von 
maximal 15%). Eine für Vögel gefährliche Durchsicht an Balkon- oder Terrassenbrüstungen aus Glas ist 
durch die Verwendung von halbtransparenten Materialien, wie z. B. Milchglas/ beschichtetem Glas, zu 
vermeiden. (Vermeidungsmaßnahme VM 4) 
(6) 
Lichtemissionen der Außenbeleuchtungen sind auf ein notwendiges Maß zu begrenzen sowie insekten- 
und fledermausfreundliche Lichtquellen (mit einem geringen Ultraviolett- und Blauanteil im warmweißen 
Bereich 1.800 - 2.200 Kelvin) zu verwenden. Es sind nur zielgerichtete, rundum geschlossene Lichtquellen 
einzusetzen. Eine Abstrahlung über die Horizontale ist zu vermeiden. (Vermeidungsmaßnahme VM 5) 
(7) 
Als CEF-Maßnahme ist als Ersatz für den Verlust von Teillebensräumen und Nahrungshabitaten von Vogel- 
und Fledermausarten an der nördlichen Grenze der öffentlichen Grünfläche mit Zweckbestimmung 
Spielplatz eine 40,0 m lange und 3,0 m breite dreireihige Hecke mit heimischen früchtetragenden 
Sträuchern anzulegen. Aufgrund der Nähe zum Spielbereich für Kleinkinder ist die Verwendung von 
gesundheitsschädigenden Pflanzen und Giftpflanzen auszuschließen. (Vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahme CEF) 
 

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME  
 
Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten 
(§ 9 Abs. 6a BauGB) 
Das Plangebiet befindet sich in einem Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten.  
Maßnahmen zur Minimierung des Gefährdungspotentials wurden im Text (Teil B) I. Punkt 10 festgelegt. 
 

HINWEISE 
 
1. Schutzerfordernisse (Landschaftsschutzgebiet)  
Die Ausgliederung des Plangebietes aus dem Landschaftsschutzgebiet „Insel Usedom mit Festlandgürtel“ 
ist durch den Landkreis Vorpommern- Greifswald mit der 43. Änderungsverordnung zum 
Landschaftsschutzgebiet „Insel Usedom mit Festlandgürtel“ vom 21.05.2024 erfolgt. 
 
2.  Küsten- und vorbeugender Hochwasserschutz 
(1) 
Der Bereich Koserow wird durch Hochwasser von der Ostsee und vom Achterwasser beeinflusst. 
Da laut Prognosen des Weltklimarates (IPCC) zukünftig ein höherer klimabedingter Meeresspiegelanstieg 
zu befürchten ist, war die Anpassung der Bemessungshochwasserstände unumgänglich. Gemäß der 
Richtlinie 2-5/2022 „Bemessungshochwasserstand und Referenzhochwasserstand“ des Regelwerkes 
Küstenschutz M-V beträgt das Bemessungshochwasser (BHW) für 
die Außenküste der Insel Usedom / Ostsee  3,40 m NHN 
Koserow/Achterwasser     2,60 m NHN 
Zwar ist der Bereich des Bebauungsplanes vor Hochwasser von der Außenküste durch die vorhandenen 
Küstenschutzanlagen (Küstenschutz-system aus Buhnen, Schorre, Strand, Düne, Deich) langfristig 
geschützt, aber aus Richtung der Binnenküstengewässer (Achterwasser) kann der vorhandene 
Landesküstenschutzdeich (Boddendeich Koserow) keinem dem BHW entsprechenden Schutz 
sicherstellen. Mit der Ertüchtigung der Sturmflutschutzanlagen am Achterwasser ist allerdings erst 
langfristig zu rechnen. 
Entsprechend dem digitalen Geländemodell (DGM5) des GDI-MV weist das Plangebiet nahezu komplett 
Höhenlagen unterhalb von 2,10 m NHN auf. Damit ist das Plangebiet z. Zt. überflutungsgefährdet. 
Bei Geländehöhen unterhalb des BHW sind hinreichende Schutzmaßnahmen, welche ggf. eine nicht 
vorliegende Eignung des Baugrundstückes im Sinne des § 13 LBauO M-V kompensieren sollen, notwendig. 
In diesem Fall sind zum Schutz der geplanten Wohnbebauung gegen schädliche Einflüsse 
Schutzmaßnahmen festzulegen. 
Zur Minimierung des v. g. Gefährdungspotentials wurden im Text (Teil B) I. Punkt 10 Schutzmaßnahmen 
festgelegt. 
(2) 
Bei der Planung der Gebäudeöffnungen sollten  Möglichkeiten der Nachrüstung von 
Verschlussvorrichtungen (z. B. Scharten) berücksichtigt werden, welche einen Hochwasserschutz 
entsprechend den Prognosen zum klimabedingten Meeresspiegelanstieg bis zu einer Mindesthöhe von 
2,60 m NHN gewährleisten. 
 
3.  Ableitung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers 
(1) 
Das anfallende Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen (Planstraße) ist über einen 
Niederschlagskanal und eine vorgeschaltete Sedimentationsanlage mit Leichtstoffrückhaltung in  den 
südlich des Plangebietes angrenzenden Graben 41-017 Gewässer II. Ordnung abzuleiten. 
(2) 
Das auf den Privatgrundstücken anfallende Niederschlagswasser ist zu sammeln, für die Bewässerung der 
Vegetationsflächen zu nutzen und entsprechend einer Berechnung zur Bemessung der 
Versickerungsanlagen mit Hilfe von Mulden, Rigolen oder Zisternen schadlos gegen die Anlieger zu 
ve rsickern . Der Berechnung zur Bemessung der Versickerungsanlagen ist die ermittelte 
Versiegelungsfläche des jeweiligen privaten Grundstückes entsprechend der zulässigen 
Grundflächenzahl (GRZ) zugrunde zu legen. 
 
4. Stellplatzsatzung der Gemeinde 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 21 ist die Satzung der Gemeinde Koserow über die 
Herstellung notwendiger Stellplätze (Stellplatzsatzung), rechtskräftig seit 14.03.2007 anzuwenden. 
 
5. Öffentliche Grünflächen 
(1) 
Die öffentlichen Grünflächen mit Zweckbestimmung Straßenbegleitgrün sind mit artenreichem Zierrasen 
der Regelsaatgutmischung RSM 2.4 – Gebrauchsrasen, Kräuterrasen – zu begrünen. 
(2) 
Die öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung Spielplatz ist mit Spielgeräten für die Altersgruppe bis 
6 Jahre auszustatten. Ergänzend hierzu ist Mobiliar für den Aufenthalt einzuordnen. Der Spielplatz ist 
gärtnerisch zu gestalten und vorrangig in den nördlichen Randflächen mit Sträuchern und Bäumen zu 
bepflanzen. Die Verwendung von gesundheitsschädigenden Pflanzen und Giftpflanzen, insbesondere 
Pfaffenhütchen, Seidelbast, Stechpalme und Goldregen, ist auszuschließen.  
 

6. Gesetzlicher Gehölzschutz  
(1) 
Bäume mit einem Stammumfang > 1,00 m (gemessen in einer Höhe von 1,30 Meter über dem Erdboden) 
sind gemäß §18 NatSchAG M-V geschützt. Der Ersatz ist im Baumschutzkompensationserlass des Landes 
M-V (2007) geregelt und sieht folgenden Ersatz vor: 
 

Stammumfang des zu fällenden Baumes Anzahl der Ersatzbäume 
     50 cm - 150 cm 1 Stück 
> 150 cm - 250 cm 2 Stück 
> 250 cm 3 Stück 

(2) 
Bei Fällung von gesetzlich geschützten Bäumen ist eine Ausnahme vom Gehölzschutz bei der unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern- Greifswald zu beantragen. 
 
7. Liste des Baumbestandes im Plangebiet und in Angrenzung zum Plangebiet 
 
Nr. Baumart Botanischer 

Name 
Kronen
-ø in m 

Stammum
-fang in 
cm 

Eingriff Schutzstatus Ersatz 

1 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 6 128_151   §18NatSchAG M-V   

2* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 9 490   §18NatSchAG M-V   

3 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 10 204_223   §18NatSchAG M-V   

4* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 8 135_163   §18NatSchAG M-V   

5 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 8 254   §18NatSchAG M-V   

6 Stiel-Eiche Quercus robur 16 166_261   §18NatSchAG M-V   

7* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 7 292   §18NatSchAG M-V   

8* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 10 173_185   §18NatSchAG M-V   

9 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 14 261_342   §18NatSchAG M-V   

10 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 10 195 Fällung §18NatSchAG M-V 2 Bäume 

11 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 8 257   §18NatSchAG M-V   

12 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 7 273   §18NatSchAG M-V   

13 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 12 166_298   §18NatSchAG M-V   

14 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 14 251_270   §18NatSchAG M-V   

15 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 8 185_192   §18NatSchAG M-V   

16 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 7 276   §18NatSchAG M-V   

17 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 12 173_236   §18NatSchAG M-V   

18 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 13 361   §18NatSchAG M-V   

19 Schwarz-Erle Alnus glutinosa 15 182_242   §18NatSchAG M-V   

20* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 11 226   §18NatSchAG M-V   

21* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 9 198   §18NatSchAG M-V   

22* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 11 386   §18NatSchAG M-V   

23* Schwarz-Erle Alnus glutinosa 14 110_254   §18NatSchAG M-V   

Ersatzpflanzungen 2 Bäume 

* außerhalb des Plangebietes    
 

8. Zuordnung der externen Kompensationsmaßnahmen und Kosten gemäß § 9 Abs. 1a i.V.m. § 1a 
Abs. 3 BauGB und § 135 a bis 135 c BauGB 

Die Kosten für die Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangeltungsbereiches sind durch den 
Vorhabenträger zu tragen. 
 
9. Belange des Denkmalschutzes 
(1) 
Baudenkmalschutz 
Durch das Vorhaben werden keine Bau- und Kunstdenkmale berührt. 
(2) 
Bodendenkmalschutz 
Durch das Vorhaben werden keine bekannten Bodendenkmale berührt. Aus archäologischer Sicht 
können im Plangebiet jedoch jeder Zeit Funde  entdeckt werden. Daher  sind folgende Maßnahmen zur 
Sicherung von Bodendenkmalen zu beachten:  
Der Beginn von Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriftlich und verbindlich der unteren 
Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege anzuzeigen. 
Wenn während der Erdarbeiten Bodenfunde (Urnenscherben, Steinsetzungen, Mauern, Mauerreste, 
Hölzer, Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste, Münzen u. ä.) oder auffällige Bodenverfärbungen, 
insbesondere Brandstellen, entdeckt werden, sind diese gem. § 11 Abs. 1 und 2 des Denkmal-
schutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V, v. 06.01.1998, GVOBI. M-V Nr.1 1998, 
S. 12 ff., zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12.07. 2010 (GVOBI. M-V S. 383, 392) 
unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gem. § 11 Abs. 1 
DSchG M-V für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die 
den Wert des Gegenstandes erkennen. 
Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand zu erhalten. 
Diese Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
10. Der Planung zugrunde liegende Vorschriften 
Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) 
können im Amt Usedom Süd, Markt 7 in 17406 Usedom im Bauamt  eingesehen werden. 
Für diese Satzung sind das Baugesetzbuch  (BauGB) in  der  Fassung  vom  03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch  Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. I Nr. 394), und die Verordnung über 
die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBl. 
I, S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176), anzuwenden. 
 

Der Nachweis zur Einhaltung der Anforderungen ist nach DIN 4109-2:2018-01 Nr. 4.4 zu führen. Dabei darf 
nach Nr. 4.4.5.1 für die von der maßgeblichen Lärmquelle abgewandten Gebäudeseite der 
maßgebliche Außenlärmpegel ohne besonderen Nachweis bei offener Bebauung um 5 dB und bei 
geschlossener Bebauung bzw. Innenhöfen um 10 dB gemindert werden. 
Wenn durch eine ergänzende schalltechnische Untersuchung für ein konkretes Vorhaben nachgewiesen 
wird, dass die Werte des maßgeblichen Außenlärmpegels durch vorgelagerte abschirmende 
Bebauungen oder andere Umstände vermindert werden, darf von diesen Anforderungen entsprechend 
abgewichen werden. Der maßgebende Außenlärmpegel ist gemäß DIN 4109-2:2018-01, Nr. 4.4.5 zu 
bestimmen. 
 

10. Umgrenzung von Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes- Immissionsschutzgesetzes 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
Für das Plangebiet wurde eine Schalltechnische Untersuchung durchgeführt. 
Auf der Grundlage des städtebaulichen Konzeptes wurden die im Plangebiet einwirkenden 
Geräuschimmissionen, verursacht durch den Straßen- und Bahnverkehr und Gewerbelärm ermittelt. 
Folgende Lärmschutzmaßnahmen sind vorzusehen: 
(1) Lärmabgewandte Seiten 
In den Baugebieten WA1 am Triftweg und WA1, WA 2 und WA 3 südlich der Planstraße ist bei allen 
Wohnungen jeweils die Hälfte der schutzbedürftigen Räume nach DIN 41091:2018-01, Nr. 3.16 an der 
lärmabgewandten Gebäudeseite anzuordnen. Die lärmabgewandte Seite ist bei WA1 am Triftweg die 
Nord- und Westseite und bei WA1, WA 2 und WA 3 südlich der Planstraße die Nordseite. Diese Räume 
sind als Schlafräume zu nutzen. Von dieser Grundrissregelung kann abgewichen werden, wenn diese aus 
städtebaulich-architektonischen Gründen nicht möglich ist. 
Fenster von Schlafräumen, die nicht an einer lärmberuhigten Seite liegen, sind als besondere 
Fensterkonstruktionen oder mit baulichen Maßnahmen gleicher Wirkung auszustatten. Durch diese ist 
sicherzustellen, dass bei einer Teilöffnung der Fenster die Innenpegel von 40 dB(A) tags und 30 dB(A) 
nachts in den zu schützenden Räumen von Wohnungen und 40 dB(A) tags in Büroräumen nicht 
überschritten werden. 
Baulich verbundene Außenwohnbereiche sind vorzugsweise auf der lärmabgewandten Gebäudeseite 
anzuordnen. 
Im Baugebiet WA4 sind die Fenster von schutzbedürftigen Räumen auf der lärmabgewandten 
Gebäudeseite anzuordnen. Die lärmabgewandte Gebäudeseite ist die Ostseite. 
(2) Ausschluss von Immissionsorten 
Zum Schutz vor Gewerbelärm sind auf den Bauflächen WA1 am Triftweg an der südöstlichen Baugrenze 
und auf den Bauflächen WA2 und WA1 südlich der Planstraße an den südlichen und östlichen 
Baugrenzen auf den zur Lärmquelle zugewandten Seiten schutzbedürftigen Räume gemäß Pkt. 3.16 der 
DIN 4109-1:2018-01 über eine entsprechende Grundrissgestaltung auszuschließen bzw. durch 
vorgelagerte geschlossene Laubengänge zu schützen. Sofern schutzbedürftige Räume an den 
lärmbelasteten Baugrenzen nicht ausgeschlossen werden können, sind Fenster an der lärmbelasteten 
Seite ausschließlich in Festverglasung zulässig. 
Es können auch bauliche Maßnahmen gleicher Wirkung (z.B. nicht öffenbare Vorbauten mit einer 
Mindesttiefe von 0,5 m und eine ausreichende Schalldämmwirkung) getroffen werden. 
(3) Baulicher Schallschutz nach DIN 4109-1:2018-01  
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Anforderungen an die Luftschalldämmung der 
Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen gemäß Nr. 7 der DIN 41091:2018-01 einzuhalten. 
Der nach Gleichung 6 anzusetzende maßgebliche Außenlärmpegel La ist in den Anlagen 5.1 und 5.2 der 
Schalltechnischen Untersuchung dargestellt. 

II. Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften    
 gemäß § 9 Abs. 4 BauGB  
 
1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
 (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V) 
1.1 Fassaden 
Für die Fassadenoberflächen der Wohngebäude sind nur zulässig: 
- Putz, 
- Verblendmauerwerk und  
- Verkleidungen aus Naturmaterialien. 
1.2 Dachgestaltung    
(1) 
Dachformen  
Für die Hauptdachflächen  der Wohngebäude sind nur Satteldächer und Pultdächer zulässig. 
(2) 
Dacheindeckungen 
Als Dacheindeckungen sind nur zulässig: 
- Tonziegel oder -schindeln sowie Betondachsteine,  
- Schiefer-, Teer- und Kunststoffdeckung,  
- Bekiesung,  
- extensive Begrünung und 
- Technik für erneuerbare Energien. 
Im WA 4 wird zusätzlich Stahltrapezblech  in Grün und Grau zugelassen. 
1.3 Hinweisschilder  
(1) 
Hinweisschilder sind nur an der Stätte der Leistung erlaubt und dürfen eine Ansichtsfläche von 0,5 m² nicht 
überschreiten.  
(2) 
Die Hinweisschilder dürfen nur  flach auf der Außenwand der Gebäude im Erdgeschoss angebracht  
werden. 
 
2. Einfriedungen 
 (§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V) 
(1) 
Einfriedungen mit Zäunen sind lediglich entlang der äußeren Grenzen des Plangebietes zulässig. 
Zulässig sind blickdurchlässige Metallziergitterzäune und blühende Hecken bis zu einer Höhe von 1,50 m. 
(2) 
Als innere Einfriedungen zwischen den Baugebieten sind nur niedrig wachsende geschnittene Hecken  
zulässig. 
 
3. Plätze für bewegliche Abfallbehälter  
 (§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V) 
Die Plätze für bewegliche Abfallbehälter sind innerhalb der privaten Grundstücksgrenzen anzuordnen 
und durch feste Einhausungen mit Eingrünung so abzuschirmen, dass diese von den öffentlichen 
Verkehrsflächen nicht einsehbar sind. 
 
4. Ordnungswidrigkeiten 
 (§ 84 LBauO M-V) 
(1) 
Ordnungswidrig handelt, wer den Gestaltungsvorschriften gemäß Text (Teil B) II. 1. bis  3.  vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt. 
(2) 
Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer Geldbuße bis zu  500.000 € 
geahndet werden. 
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